P R O T O K O L L

zur Sitzung des Landesschulbeirates vom 14. Oktober 2015
Ort:


    Berliner Rotes Rathaus, Raum 219
Beginn:

    17:30 Uhr

Ende:


    20:30 Uhr

Teilnehmer:

    siehe Anwesenheitsliste

TOP 1:

Feststellung der Tagesordnung/Mitteilungen/Aktuelles
Der Vorsitzende, Herr Körner eröffnet die Sitzung und begrüßt Herrn Staatssekretär Rackles, Fr. v. Bernuth, die Referenten und die Mitglieder. Es sind keine Gäste anwesend. Die Tagesordnung wird ohne Änderungen angenommen. 
Mitteilungen des Vorsitzenden:
- Redaktionsschluss für die kommende Sitzung 28.10.2015, 13.00 Uhr

- Einladungen zu den Sitzungen November/Dezember 2015 erfolgen gemeinsam!

- Rückmeldungen zur Teilnahme an der Dezembersitzung 2015 erbeten
- Terminplan 2016 ist fertig, wird mit den Sitzungsunterlagen versandt
- Inhalte November 2015 

Elternfortbildung

ISQ stellt sich vor

Bildungsausschuss Berliner Abgeordnetenhaus berichtet über die Arbeit

- ab Januar Wahlprogramme der Parteien, die im Abgeordnetenhaus vertreten sind

- Fachsitzung mit Herrn Dobe fand statt. 2 Stunden aktive Diskussion zu anstehenden Fragen

- AG Flüchtlingskinder hat sich getroffen und 2 Beschlussvorlagen erarbeitet, die heute 
  vorliegen

- Teilnahme des Vorsitzenden am Bildungskongress „Gute Schule 2030“ der Fraktion der 
  Grünen im Abgeordnetenhaus
- Morgen findet die Eröffnung der Jugendberufsagentur statt, wäre wünschenswert, wenn ein
  Mitglied hingehen könnte und das Gremium informiert 

- Schulnewsletter wurde an die Mitglieder per Mail versandt

Tischvorlagen:

· Anfrage 44-2015

· Antworten SenBJW auf die Anfragen 35-2015 bis 40-2015 und 43-2015 bis 44-2015
· Broschüren „Flüchtlingskinder und jugendliche Flüchtlinge“
TOP 2:

Aktuelles/Bauen: 

Herr Staatssekretär Rackles berichtet:
Gerade aus dem Hauptausschuss kommend berichtet Herr Rackles, dass der fertige Haushalt Anfang Dezember vorliegen wird.

Die Flüchtlingskinder werden im Schulsystem beschult mit einer Ausnahme in Lichtenberg, dort wurde eine Etage angemietet. Inzwischen gibt es 600 Willkommensklassen. Die Leistungen der Lehrkräfte Vorort sind enorm und sie erhalten spezifische Fortbildungsangebote. In das bestehende System können noch 1000 bis 1500 Kinder aufgenommen werden. Danach muss überlegt werden, mehr Klassen einzurichten oder die Frequenzen in den Willkommensklassen zu erhöhen. In 2016 ist zu erwarten, dass das System der Willkommensklassen in Berlin an seine Grenzen kommt, wenn die Dynamik anhält. Dies betrifft auch die Kinder im Kita-System. 
Auch der Baubereich ist tangiert von neuen Prognosen. 70.000 zusätzliche Berliner Einwohner sind zu erwarten, das ist abhängig von Faktoren, die nicht kontrolliert werden können. Nicht nur für die Flüchtlinge in bestimmten Gebieten wird viel für den Schulaus- und -neubau  getan, sondern immer da, wo die wachsende Stadt Bedarf signalisiert, wird es Ergänzungsbauten nach sich ziehen. Mithilfe des Bundes fließen mehrere 100 Mio. Euro auch in das Schulsystem. SIWA Eins im Bereich Schulbau läuft im Kern gut. 10 Bezirke sind voll im Zeitrahmen. Die SIWA-Mittel sind geschützt und können nicht verfallen. Die Bezirke sind bis Dezember 2015 aufgefordert für das 2. Quartal 2016 den Sanierungsbedarf zu erfassen. 
Fragen der Mitglieder werden beantwortet:
· Die Dauer bis zur Beschulung der Flüchtlingskinder ist sehr unterschiedlich. Innerhalb von wenigen Tagen wird die Liste der Willkommensklasse erstellt und die Gruppe geht oftmals geschlossen zu einer schulärztlichen Untersuchung. In anderen Bezirken wird entschieden, dass ohne eine Erstuntersuchung kein Kind in die Schule geht. Mit mobilen Ärzteteams wird die Erstuntersuchung organisiert. Wenn keine ansteckenden Krankheiten festgestellt werden, sind die Kinder wenig lange unbeschult. Ein Problem sind die unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge bis sie erfasst sind. 
· Die Willkommensklassen sind mit einer Durchschnittsfrequenz von 10 bis 12 eingerichtet.

· An den Willkommensklassen wird festgehalten, sie sind das Instrument die Kinder an die Schule zu holen und so schnell wie möglich in die Regelklassen zu überführen.
· Die Controlling Gremien haben sich die Planungsstände bei SIWA Eins in den 12 Bezirken angesehen und festgestellt, dass es in Spandau und Steglitz-Zehlendorf nicht läuft. Die beiden Bezirke wurden aufgefordert, die Planung zu erstellen.
Fragen des Landesschulbeirats zu aktuellen Themen, 
Die Antworten auf die Anfragen 35-2015 bis 40-2015 und 43-2015 bis 44-2015 sind der Anlage 1 zu entnehmen.

Die Anfrage 41-2015 wird von Frau v. Bernuth wie folgt beantwortet: 
Flüchtlingskinder und Jugendliche 

Hintergrund:

Im Land Berlin sollen Flüchtlingskinder und –jugendliche sofort an einer Schule unterrichtet werden, i.d.R. in Willkommensklassen. Unterricht in der Erstaufnahmeeinrichtung findet nicht statt. Ziel ist, dass Integration vom ersten Tag an stattfinden soll.

Das Land Brandenburg geht den umgekehrten Weg: Der erste Unterricht findet grundsätzlich in der Erstaufnahmeeinrichtung statt. Ziel ist, das Kind erst einmal ankommen zu lassen und bei Weiterverteilung aus der Erstaufnahme heraus einen Schulwechsel zu ersparen.

Da es offensichtlich sehr unterschiedliche Ansätze gibt, wäre eine offene und auch ergebnisoffene Beratung im LSB sinnvoll, wie am besten im Sinne der betroffenen Flüchtlingskinder verfahren werden sollte. Dem sollen diese Fragen dienen.

Fragen:

1. Wie lange dauert es nach Ankunft, bis Flüchtlingskinder aus der Erstaufnahmeeinrichtung an den nächsten Unterbringungsort weiterverteilt werden? Welche Zeiträume werden angestrebt, welche erleben wir tatsächlich?

Der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft liegt keine Statistik über die Aufenthaltsdauer von Flüchtlingen in den Erstaufnahmeeinrichtungen vor. Angestrebt wird eine Aufenthaltsdauer von rd. einem Monat. Die Erfahrungen in den Schulen haben aber gezeigt, dass die Kinder und Jugendlichen teilweise mehr als drei Monaten in den Erstaufnahmeeinrichtungen bleiben. 

2. Was bedeutet das für die Willkommensklassen in der Nähe der Erstaufnahmeeinrichtungen? Wie lange ist die Verweildauer in den Klassen bis zur Weiterverteilung? Wie häufig wechselt die Zusammensetzung der Lerngruppe durch Zu- und Abgänge?

Der Wechsel von Kindern und Jugendlichen aus einer Lerngruppe kann unterschiedliche Ursachen haben: z. B. der Wechsel der Einrichtung bzw. der Bezug einer Wohnung oder der Übergang in die Regelklasse. Die Verweildauer ist daher äußerst unterschiedlich je nach Standort, Zusammensetzung der Schülerschaft und Organisation der Schule. Eine allgemeingültige Aussage über die Verweildauer kann daher nicht getroffen werden.

 

3. Ist unter diesen Umständen ein pädagogisch sinnvoller Aufbau einer Lerngruppe überhaupt möglich? Was bedeutet es für das Lernklima (und auch den Lernerfolg), wenn die Zusammensetzung der Gruppe permanent wechselt? 
Da es in den Lerngruppen vorrangig um den Erwerb der deutschen Sprache des einzelnen Schülers/der einzelnen Schülerin geht, ist eine konstante Gruppenzusammensetzung zwar wünschenswert, aber nicht ausschlaggebend für den Lernerfolg. Der Besuch der Lerngruppe für Neuzugänge ist zeitlich befristet und gibt den Kindern und Jugendlichen die Möglichkeit, sich in der neuen Umgebung zunächst sprachlich einzugewöhnen. 
4. Inwieweit findet in den ersten Wochen tatsächlich Integration statt durch die Verortung an den Schulen? Welche Kontakte bestehen in den ersten Wochen zu den Regelklassen? 
5. Inwieweit ist für die Schulen eine zielgerichtete Integration der Kinder geplant umsetzbar, wenn die Zusammensetzung der Willkommensklassen permanent wechselt?

Zu 4.und 5. 

Ziel des Unterrichts in den Lerngruppen ist die schnellstmögliche Integration der Kinder und Jugendlichen in den regulären Unterricht, d.h. in Regelklassen. Die neu angekommenen Kinder werden von Beginn an in den Schulalltag integriert. Sie lernen das Schulgebäude, das Personal, Mitschülerinnen und Mitschüler, sowie die Schulumgebung kennen. Weiterhin sind eine Integration in die Ganztagsbetreuung sowie eine stundenweise Teilnahme am Unterricht einer Regelklasse z.B. in den Fächern Kunst, Musik, Sport oder Fremdsprachen möglich. Diese Organisation der Integration liegt in der Verantwortung der Schule und muss sowohl Rahmenbedingungen als auch die Bedürfnisse und Lernvoraussetzungen der Schülerschaft berücksichtigen. 
6. Inwieweit wird die gemeinsame Integrationsaufgabe auf alle Schulen verteilt? Inwieweit entsteht eine überproportionale Belastung für die Schulen, die in unmittelbarer Nähe zu Erstaufnahmeeinrichtungen liegen?

In Berlin erfolgt eine weitgehend gleichmäßige Verteilung der Lerngruppen auf die Schulen. In der Regel haben die Schulen ein bis drei Lerngruppen. Nur in wenigen Ausnahmefällen ist die Anzahl der Lerngruppen deutlich höher.

7. Wäre alternativ eine Erstbeschulung innerhalb der Erstaufnahmeeinrichtungen für die ersten Wochen (max. ein oder allerhöchstens zwei Monate) organisierbar, bis die Kinder dauerhaft einer festen Lerngruppe zugeordnet werden können?

Nach Auffassung von SenBJW ist die Beschulung in der Schule sinnvoll, dies spricht auch für Integration. 
Die Anfrage 42-2015 wird von Herrn Medrow zum TOP 8 beantwortet:
TOP 4:

Annahme von Protokollen
Die Protokolle der Sitzungen vom 27.05.2015 und 02.09.2015 werden ohne Änderungen angenommen.
TOP 5:

Berichte der Schülerinnen und Schüler

Roman Danilov stellt sich als neuer Vorsitzender des Landesschülerausschusses vor. Er hat verschiedenste Veranstaltungen im Bereich Schule u.a. auch die Veranstaltungen des Landeslehrerausschusses besucht. Ein Ziel des LSA ist es langfristig Politik als Schulfach einzuführen.

Er bittet, die Mitglieder in den Bezirken Werbung für den Landesschülerausschuss zu machen. Zurzeit gibt es sinkende Mitgliederzahlen und bis zum Januar bis alle Mitglieder neu gewählt sind, ist die Beschlussfähigkeit des Gremiums in Frage gestellt. 
Herr Körner sagt eine unterstützende Zusammenarbeit zu und die Mitglieder möchten in den Regionen Fürsprache für die Mitarbeit im LSA halten.
TOP 6:
Lehrkräftebildungsgesetz/u.a. Praxissemester
Referenten: Herr Stephan, Frau Herpell (SenBJW)
Zunächst erläutert Herr Stephan die neue Struktur des Referates II E anhand des Schaubildes, das als Anlage 2 beigefügt ist. 

Die Universitäten haben die neuen Studienordnungen fertig und danach beginnen die Bachelor- und Masterstudiengänge zum Wintersemester 2015/16. Für alle Lehrämter (LA an ISS und Gymnasien, LA an Grundschulen und LA an Beruflichen Schulen) ist der Masterstudiengang 4semestrig. Das Praxissemester wurde in den Studienordnungen verankert und beginnt erstmals im Herbst 2016. Das Praxissemester ist keine Vorwegnahme des Vorbereitungsdienstes, sondern eine Qualifizierungsmaßnahme im Rahmen des Studiums und wird im Masterstudiengang im 3. Semester absolviert. Die Mentoren in den Schulen erhalten als Entlastung 2 Stunden Abminderung pro Studierendem.

Im Vorbereitungsdienst werden ca. 3.500 Lehramtsanwärter ausgebildet, davon etwa 870 Quereinsteiger, viele in der Grundschule und in Berufsbildenden Schulen. Quereinsteiger mit Bedarfsfächern befinden sich berufsbegleitend im Vorbereitungsdienst. Quereinsteigerinnen und Quereinsteiger mit nur einem Fach müssen nebenbei ein 2. Fach studieren. Für neue Lehrkräfte wurde im Rahmen der Berufseingangsphase ein digitales Handbuch zur praktischen Unterstützung erstellt.

Im Haushalt 2016/2017 werden 9 Seminarleiterstellen dazu kommen. Eine Steuerungsgruppe Lehrerbildung und ein Kooperationsrat arbeiten an der Lehrerausbildung vom Studium bis zur Weiterbildung, um eine Verzahnung in den unterschiedlichen Phasen der Lehrerbildung mit Hochschulen, Seminarleitern und Schulleitungen zu erreichen. Die Schulpraktischen Seminare sind organisiert in vier Regionen, wobei eine Region drei Bezirke umfasst. Analog dazu wird die Fortbildung in vier Verbünden organisiert, wobei ein Verbund ebenfalls drei Bezirke umfasst. Die Regionen werden von einer Regionalkoordinatorin oder einem Regionalkoordinator geleitet, die Verbünde erhalten an der Spitze eine Verbundleiterin oder einen Verbundleiter. Ziel ist eine Kooperation zwischen Regionen und Verbünden, also eine Verzahnung von Aus- und Fortbildung zu erreichen.

Fragen der Mitglieder werden wie folgt beantwortet:

· Die Abfragen nach Praktikumsplätzen laufen und es wurden 1.300 Plätze angeboten. Es wird von 800 bis 1000 Studierenden ausgegangen. Der Zeitplan der Vorbereitung ist langfristig angelegt, so dass  im April nächsten Jahres die Schulleitungen wissen, wer an die Schule kommt. Die Studierenden gehen von Mentorinnen und Mentoren begleitet in den Unterricht.

· Die Studierendenzahl von 1000 Absolventen pro Jahr ist durch Hochschulverträge mit den Universitäten vereinbart. Die Finanzierung ist gebunden und daher wird eine Erhöhung der Zahl der Lehramtsstudierenden kurzfristig schwer steuerbar sein.

· Das Praxissemester ist ein Teil des Studiums und keine Verknüpfung mit dem Vorbereitungsdienst.

· Die TU hat sich auf den Weg gemacht die Lehrerbildung auszuweiten, um im Berufsschulbereich mehr qualifizierte Lehrkräfte zu bekommen. Sie befindet sich im Aufbau einer School of Education, die im Sommer 2016 eröffnet. Die Beruflichen Schulen bilden eine 13. Region.

TOP 7:

Anträge

A 04-2015 (Ferienplanung)
Der Antrag wird mehrheitlich bei 3 Enthaltungen angenommen.
A 05-2015 (Gründung Facharbeitsgruppe Flüchtlingskinder)

Der Antrag wird erläutert. Es schließt sich eine kontroverse Diskussion an.

Nach drei Änderungsanträgen wird der Antrag ergänzt und mit 21 Ja-Stimmen, einer Gegenstimme und 5 Enthaltungen angenommen.
A 06-2015 (Beschulung Flüchtlingskinder)

Der Antrag wird mit 16 Ja-Stimmen und 10 Enthaltungen angenommen.
TOP 8: 
Schulessen 
Referent: Herr Medrow
Herr Medrow bietet an, aufgrund der späten Uhrzeit, noch einmal in eine nächste Sitzung zu kommen. Der Tagesordnungspunkt wird durch Abstimmung mit 11 Ja-Stimmen, 4 Gegenstimmen und 8 Enthaltungen auf die Sitzung im Januar 2016 vertagt.  
TOP 9:

Verschiedenes
entfällt
Frank Körner






Gabriele Safferthal


(Vorsitzende)






(Protokollantin)
Seite 2 von 5

